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  Amtliche Bekanntmachungen 

der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg 

4/2016 (8. Februar 2016) 
 

 

Zehnte Satzung zur Änderung der Allge-
meinen Bestimmungen zu Studien- und 
Prüfungsordnungen für die Bachelorstu-
diengänge an der Pädagogischen Hoch-
schule Ludwigsburg  
(Rahmenordnung – ROBA)  

vom 8. Februar 2016 

Aufgrund von § 8 Abs. 5 in Verbindung mit § 32 Abs. 3 Lan-
deshochschulgesetz (LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1) 
in der Fassung vom 1. April 2014 (GBl. S. 99) hat der Senat 
der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg gemäß § 19 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 LHG in seiner Sitzung am 4. Februar 2016 
die nachfolgende Änderungssatzung der Allgemeinen Best-
immungen zu Studien- und Prüfungsordnungen für die Ba-
chelorstudiengänge beschlossen. 

Artikel 1 

Die Allgemeinen Bestimmungen zu Studien- und Prüfungs-
ordnungen der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg für 
die Bachelorstudiengänge vom 25. Januar 2008 (Rahmen-
ordnung) werden wie folgt geändert: 

 

 Die §§ 9, 11,18, 22, werden wie folgt geändert 

 § 15 wird gestrichen 

 § 25 Abs. 7-13 werden gestrichen 

 § 26 wird neu hinzugefügt. Die nachfolgenden Pa-
ragraphen erhalten eine entsprechend neue Num-
merierung 

 
§ 9    Zuständigkeiten im Prüfungsverfah-
ren 

(3)  Dem akademischen Prüfungsamt obliegen 

1.   die Unterstützung der Prüfungsausschüsse; 

2.  die Verwaltung aller prüfungsbezogenen Unterla- 
gen; 

3.   die Ausfertigung und Ausgabe von prüfungsbezo- 
genen Bescheiden und Bescheinigungen, Zeugnis- 
sen und Urkunden; 

4.   die Verfahren bezüglich Prüfungsfristen und Re-
gelstudienzeit; 

5.   die Entscheidung über das  Erlöschen  des  Prü-
fungsanspruchs und  der  Zulassung  zum  Stu-
dium  gemäß  §  34 Abs. 2 LHG; 

6.  die Entscheidungen über den Rücktritt von Prü- 
fungsleistungen nach der Zulassung zur Prüfung; 

7.   die Feststellung der Ungültigkeit einer Bachelor-
prüfung; 

8.  die Entscheidung über die Ausstellung des Ba- 
chelorzeugnisses und der Bachelorurkunde; 

9.  die Entscheidung über die Folgen von Verstößen 
gegen Prüfungsvorschriften; 

10. die formale Entscheidung über das Bestehen und 
Nichtbestehen von Modulprüfungen (vgl. § 

20); 

11. die Entscheidung über Fristverlängerung bei Ba- 
chelorarbeiten. 

 
§ 11  Anrechnung von Studienzeiten, Anerkennung von 
Studienleistungen und Modulprüfungen 

(5) Eine Anrechnung von außerhalb des Hochschulsys- 
tems  erworbener  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  unter den 
Voraussetzungen des § 32 Abs. 4 LHG kann in studien-
gangsspezifischen Studien- und Prüfungsordnungen gere-
gelt werden. Dort wird insbesondere geregelt, ob, unter wel-
chen Voraussetzungen und in welchem Umfang die Kennt-
nisse und Fertigkeiten, die außerhalb des Hochschulsys-
tems erworben wurden,  an- gerechnet werden können. Die 
Prüfungsordnung kann auch eine Einstufungsprüfung oder 
Äquivalenzfeststellung vorsehen. Insgesamt können maxi-
mal bis zu 50 Prozent von außerhalb des Hochschulsystems 
erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten angerechnet wer-
den. 
 
§ 15  Sonderrege-
lung 

§ 15 wird gestrichen. 
 
§ 18  Zulassung und Voraussetzungen zum Modul 

Bachelorarbeit 

(8)  Die Bachelorarbeit ist fristgerecht in zweifacher Ausfer-
tigung und als CD-Rom beim akademischen Prüfungs-
amt einzureichen. Der Abgabetermin ist aktenkundig 
zu machen. Wird die Bachelorarbeit nicht fristgerecht 
abgeliefert, so gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet, es sei denn, der Studierende hat das Frist-
versäumnis nicht zu vertreten. 

 
§ 22  Wiederholung von Modulprüfungen 

(1) Modulprüfungen, die mit „nicht ausreichend“ (5,0) be- 
wertet wurden oder als nicht bestanden gelten, können 
einmal wiederholt werden.  
Abweichend hiervon kann einmalig eine einzige Mo-
dulprüfung oder die Bachelorarbeit im Studiengang 
ein weiteres Mal wiederholt werden. Die Wiederho-
lung einer bestandenen Modulprüfung ist nicht zuläs-
sig. 

 
§ 25  Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungs-

verstoß, Schutzfristen 

 
In § 25 werden die Absätze 7 bis 13 gestrichen. 
 

§ 26 Schutzbestimmungen 

(1) Die Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes können im 
Prüfungsverfahren in Anspruch genommen werden. Sie dürfen 
jedoch nicht zu einem Ausschluss vom Prüfungsverfahren füh-
ren, es sei denn, dass dies in entsprechender Anwendung an-
derer Schutzvorschriften zwingend geboten ist.  
(2) Die Fristen der Elternzeit sind nach Maßgabe des jeweils 
geltenden Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) 
auf Antrag im Prüfungsverfahren zu berücksichtigen. Die oder 
der Studierende muss bis spätestens vier Wochen vor dem 
Zeitpunkt, von dem ab sie bzw. er die Elternzeit antreten will, 
dem Akademischen Prüfungsamt unter Beifügung der erfor-
derlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum 
oder für welche Zeiträume sie bzw. er Elternzeit in Anspruch 
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nehmen will. Das Prüfungsamt hat zu prüfen, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen vorliegen, die bei einer Arbeitnehmerin 
oder einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elterngeld nach 
BEEG auslösen würden, und teilt der bzw. dem Studierenden 
das Ergebnis sowie ggf. die neu festgesetzten Prüfungsfristen  
unverzüglich mit. Die Bearbeitungsfrist der Bachelor 
arbeit kann nicht durch Elternzeit unterbrochen werden. Die 
gestellte Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der Eltern-
zeit erhält die bzw. der Studierende ein neues Thema.  
(3) Studierende, die aufgrund der in Abs. 1 und 2 genannten 
Schutzfristen beurlaubt sind, sind berechtigt, an Lehrveranstal-
tungen teilzunehmen, Studien- und Modulprüfungsleistungen 
zu erbringen und Hochschuleinrichtungen zu nutzen. Die Be-
urlaubung ist dem Akademischen Prüfungsamt mitzuteilen.  
(4) Studierende, die mit einem Kind unter vierzehn Jahren, für 
das ihnen die Personensorge zusteht, im selben Haushalt le-
ben und es überwiegend allein versorgen, sind berechtigt, ein-
zelne Studien- oder Prüfungsleistungen und die Bachelorarbeit 
nach Ablauf der in dieser Studien- und Prüfungsordnung hier-
für vorgesehenen Frist abzulegen.  
(5) Studierende, die mit einer oder einem pflegebedürftigen 
Angehörigen im Sinne von § 7 Abs. 3 Pflegezeitgesetz, im sel-
ben Haushalt leben und diese nachweislich überwiegend allein 
versorgen, sind berechtigt, einzelne Studien- oder Prüfungs-
leistungen und die Bachelorarbeit nach Ablauf der in dieser 
Studien- und Prüfungsordnung hierfür vorgesehenen Frist ab-
zulegen.  
(6) Studierende, die ohne studierunfähig zu sein, wegen länger 
andauernder Krankheit oder wegen länger andauernder oder 
ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage sind, die 
Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwar-
teten Studien- bzw. Prüfungsleistungen zu erbringen oder 
diese ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzule-
gen, sind berechtigt, einzelne Studien- oder Prüfungsleistun-
gen und die Bachelorarbeit nach Ablauf der in dieser Studien- 
und Prüfungsordnung hierfür vorgesehenen Frist abzulegen o-
der gleichwertige Studien- bzw. Prüfungsleistungen in einer 
anderen Form zu erbringen. Die bzw. der Studierende hat zur 
Wahrnehmung ihrer bzw. seiner Rechte einen Antrag beim 
Akademischen Prüfungsamt einzureichen. Hierbei ist anzuge-
ben, für welchen Zeitraum eine Verlängerung der Fristen be-
antragt wird. Dem Antrag sind entsprechende Nachweise, ins-
besondere ärztliche Atteste, beizulegen. In Zweifelsfällen kann 
die Hochschule ein Attest einer von ihr benannten Ärztin bzw. 
eines von ihr benannten Arztes verlangen. Das Akademische 
Prüfungsamt hat zu prüfen, ob die vorstehend genannten Vo-
raussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebe-
nenfalls die neu festgesetzten Prüfungsfristen der bzw. dem 
Studierenden unverzüglich mit.  
(7) Die Berechtigung erlischt mit dem Ablauf des Semesters, 
in dem die nach Abs. 4 Satz 1 bzw. Abs. 5 Satz 1 bzw. Abs. 6 
Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen. Die bzw. der 
Studierende hat jeweils die entsprechenden Nachweise zu füh-
ren; sie bzw. er ist verpflichtet, Änderungen in den Vorausset-
zungen jeweils unverzüglich mitzuteilen.  
(8) Fristen für Wiederholungsprüfungen können jeweils nur um 
zwei Semester gemäß den Abs. 4, 5 und 6 verlängert werden.  
(9) Schutzfristen und Fristverlängerungen werden auf Antrag 
der Betroffenen gewährt. Über den Antrag entscheidet die Lei-
terin bzw. der Leiter des Akademischen Prüfungsamtes. 
 

Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der Veröffentli-
chung in den amtlichen Bekanntmachungen der Pädagogi-
schen Hochschule Ludwigsburg in Kraft. 

 

Ludwigsburg, den 8. Februar 2016 

 

 

 

Prof. Dr. Martin Fix 

Rektor 

 


